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Ausfertigung 

Eingegangen) 

1 9, MRl 2013 
1L ~echtsanwaltskanZlei . 
an sChumacherlimbeck 

Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg 
Im Namen des Volkes 

Geschäftsnummer: 24 C 1001/13 

In dem Rechtsstreit 

des Herrn Carsten Hoenig, 
Paul-Lincke-Ufer 42/43, 10999 Berlin, 

- Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Handschumacher , Limbeck, 
Grunewaldstraße 53, 10825 Berlin,-

gegen 

die teliad Internetmarketing GmbH, 

Urteil 
verkündet am : 12.03.2013 

Daehn, Justizbeschäftigte 

Antragstellers, 

vertreten d.d. Geschäftsführer Andreas Ar  
Stuttgart, 

- Prozessbevollmächtigte 
Rechtsanwältin 

Berlin,-

Antragsgegnerin, 

hat das Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg, Zivilprozessabteilung 24, Möckernstraße 130, 10958 

Berlin, auf die mündliche Verhandlung vom 12.03.2013 durch den Richter am Amtsgericht 

Dr. Krüger 

für Recht erkannt: 

1. Die einstweilige Vertügung des Amtsgerichts Tempelhof-Kreuzberg, Az. 24 C 1001/13, vom 

5. Februar 2013 wird aufrechterhalten. 

2. Die Vertügungsbeklagte hat die weiteren Kosten des Rechtsstreits zu tragen, 
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Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Unterlassung der Kontaktaufnahme per Werbe-Email. 

Der Verfügungskläger erhielt am 28. Januar 2013 eine Email von der Verfügungsbeklagten an 

seine Email-Adresse  in der ihm der Kauf von Backlings u.ä. angeboten wurde. 

Wegen des näheren Inhalt der Email wirdaufdenAusdruck.AnlageAS1.BI. 5 dA verwiesen 

Der Verfügungskläger mahnte die Verfügungsbeklagte mit Email vom gleichen Tag und forderte 

sie auf, eine strafbewährte Unterlassungserklärung abzugeben. Die Verfügungsbeklagte reagierte 

noch am gleichen Tag per Email, in der sie die Löschung des Kontos des Verfügungsklägers 

mitteilte. Eine strafbewährte Unterlassungserklärung gab die Verfügungsbeklagte nicht ab. 

Auf Antrag des Verfügungsklägers vom 04. Februar 2013 hat das erkennende Gericht der 

Verfügungsbeklagten mit einstweiliger Verfügung vom 05. Februar 2013 untersagt, mit dem 

Verfügungskläger per Email zum Zwecke der Werbung Kontakt aufzunehmen, ohne dass dessen 

Einverständnis vorliegt. 

Die Verfügungsbeklagte hat unter dem 18. Februar 2013 Widerspruch gegen die einstweilige 

Verfügung eingelegt. 

Der Verfügungskläger beantragt, 

die einstweilige Verfügung vom 05. Februar 2013 aufrecht zu erhalten. 

Die Verfügungsbeklagte beantragt, 

die einstweilige Verfügung aufzuheben und den Antrag auf ihren Erlass 

zurückzuweisen. 

Die Verfügungsbeklagte behauptet, der Verfügungskläger habe sich unter dem 03. Februar 2010 

auf ihrer Website als Nutzer mit seiner Email-Adresse angemeldet und habe seitdem fortlaufend -

bis zum 28. Januar 2013 - Werbung von der Verfügungsbeklagten erhalten. Zur 

Glaubhaftmachung legt sie neben der Kopie einer eidesstattlichen Versicherung ihres 

Geschäftsführers den Ausdruck der Anmeldedaten (Anlage AG 1) sowie einen Screenshot der 

Anmeldeseite auf ihrer Website vor. 
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Entscheidungsgründe 

Auf den zulässigen Widerspruch der Verfügungsbeklagten ist die einstweilige Verfügung vpm 

05. Februar 2013 aufrecht zu erhalten, da sie sich als in der Sache rechtmäßig darstellt, §§ 925, 

936ZPO. 

Der Antrag des Verfügungsklägers auf Erlass der einstweiligen Verfügung ist zulässig und 

begründet. 

Das Gericht kann gemäß §§ 935, 940 ZPO eine einstweilige Verfügung erlassen, wenn die 

einstweilige Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile oder zur Verhinderung drohender 

Gewalt oder aus .anderen Gründen nötig erscheint. Hierfür muss neben dem besonderen 

Eilbedürfnis (Verfügungsgrund) ein zu sichernder materiell-rechtlicher Anspruch 

(Verfügungsanspruch) glaubhaft gemacht werden (§§ 920 Abs. 2, 936 ZPO). 

I. Dem Verfügungskläger steht ein Verfügungsanspruch auf die begehrte Unterlassung der. 

Kontaktaufnahme per Email zur Werbung durch die Verfügungsbeklagte aus §§ 1004, 823 Abs. 1 

BGBzu. 

1. Die Zu sendung von unerwünschten Werbe-Emails stellt einen Eingriff in den eingerichteten und 

ausgeübten Gewerbebetrieb des Adressaten dar. Der Eingriff ist auch betriebsbezogen, da neben 

etwaig entstehenden Kosten des Abrufs der Email vor allem auch Arbeitszeit vom Adressaten 

aufgewendet werden muss, um die Werbe-Email als solche zu erkennen und von anderen, 

wichtigen Nachrichten zu unterscheiden (vgl. BGH, Urteil vom 11. März 2004, I ZR 81/01 Rn. 35 -

nach juris). Dies verursacht eine Störung des Betriebsablaufs und ist mithin betriebsbezogen. 

So liegt es hier. Die Verfügungsbeklagte hat unstrittig am 28. Januar 2013 eine Email mit 

werbenden Inhalt an den Verfügungskläger gesandt. 

2. Der Eingriff ist auch rechtswidrig. Gerechtfertigt ist der Versand einer werbenden E-Mail allein 

dann, wenn der Empfänger der Werbung vorher zugestimmt hat oder das Einverständnis vermutet 

werden kann (LG Berlin, Beschluss 02. Juli 2004,150653/03, Rn. 24 m.w.N.) 

Die Beweislast für das Vorliegen einer vorherigen Zustimmung des Adressaten trägt die 

Verfügungsbeklagte als Versenderin der Werbe-Email (vgl. BGH, Urteil vom 10. Februar 2011, 

I ZR 164/11, Rn. 30 m.w.N. - nach juris). 

Auch bei einer elektronisch übermittelten Einverständniserklärung, wie sie die Verfügungsbeklagte 

hier vorgetragen hat, ist neben ihrer Speicherung und dem jederzeit möglichen Ausdruck 

erforderlich, dass eindeutig ist, dass die Einverständniserklärung tatsächlich von dem betreffenden 
ZP450 



4 

"",~a\~ _"", '""'""'" ;,t '" "_,~ '" ",n ",,,,,,,,,,,,,n Na"'" on" .. n~ 
(BGH, a.a.Q. Rn. 3~ - nach iuris). 
00< "n "" "".""ng,,,,,,_n """""" ",,,d'",,, de! Anmeld- ." d" Emoil-Ad!es" 
"" V.ifU,,,,,,,,.,,~ ond da< H_' , .. die An"""''''' ... ,,'" Wob'" "",on fur eW> 
,""''' Z""d""'" "" Anmalde", .. n rum ",..,,""gak1'''' ,"cl< "n!" SaN""""""'" "" 'n 
der eidesstattlichen Versicherung des Geschäftsführers der Vertügungsbeldagten nicht aus. 

"acl< da< _,recln, ... "" SOH, "" "'" d .. ~ __ de """"' ,_I"'" ,,,n""' "" 
_ng "" aog, 000.' Opl In _ ",<la,""" bal "'m "', A"'- "oe' ."1<!ron."",n 
Anm"",n, 'U< E .... iI-W."""" d""" .'ne Em.'1 "'" .oe weil'" Se''''''''''' ,.",,~ .,"" 
""",,,,,I.' ,..!dan, ''''' .. An"",ld"", """"I'''' "n dam --"a"'''' "" " romil 
nicld ,"fgrund .on F."",.nI!a\lung ZU einet Ve<sendllfl!! von W_-Em,"' -"" l,gI, SGH, 

a.a.O., Rn. 37 m.w.N. - nach juris). 

Diesen Anforderun en .. . nl'ht ,I",""'" ' """gi •• Dokumentation der Verfilgungsbe~agIen nicht, SO dasS s~ 
. machen konnte (§ 294 eidesstattlich ve . ZPQ), dass der Vertü .. , m,,'.rt ,at, .Ine An " ,"""kl"", ,,, "',,,.,,... 

9 n Werbe-Emails erteilt hat. ' vorher sein Einverständnis zum Empfan vo me du.n
g 

nicht vorgenommen zu haben 

3. Die für d . en Unterlassungsans 
WIederholungsgefahr wird d pruch gemäß § 1004 Abs. 1 S 2 
''''' nl,ht d,,~' Ab ,"lOh "'n V.mIoßln' ... rt ""' .. " ,BGB ""0""",,,,, 
bio," Z""""",,,, 1:-:: "oe, w ...... ,rt'" Unle •• ""ng,"::' '00 ,,, V • ..,,"ng'''''' .... n 
2013 d I rer Reaktion auf die Ab arung ausgeräumt worden D' 

, en Acco t .. mahnung de V .. . le un geloscht zu h s erfugungsklä v."""no'""" ""n "nd rom' wkilnft' , "" "m 28, Jan"" .. zu versenden ..' Ig keine weiteren E . 
Verfugungskläg , genugt hierfür nicht d . malls an den 

ers nur e' ' a den b h . 
Beendigung des b t ff Ine Strafbewährung die erf d' erec tlgten Interessen des 

e re ende V or erllche G' . n erhaltens genügt (vgl. LG B' eWlsshelt hinsichtlich der 
erhn a a Q R 

11. Die erforderlich . .' .. ., n. 28 m.w.N.). 
. e Ellbedürff . . . 

Beseitigung der Wiederhol Igkelt hegt ebenfalls vor d d 
rechnen muss ungsgefahr durch die Verf" ,a er Verfügungskläger m . ugungsbeklagte j d' angels e erzelt mit weiteren Emails 

111. Die K ostenentscheid 
Vollstreckbarkeit ung beruht auf § 97 ZPQ war angesicht analog . 
Vollkommer, 29. Aufl., 2012, § :2::pRechtsnatur der einstweili~e~lnV ~sspruch zur vorläufigen Q Rn. 13). e ugung entbehrlich (Zöller-

Dr. Krüger 




